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1. Hinführung 

UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e. V. vertritt in Deutschland mittelständische 

Handelsunternehmen, die im Tankstellenbereich mit ca. 8.650 Stationen rund 62 Prozent 

der Straßentankstellen repräsentieren. Der Kraftstoffhandel ist ein wichtiger Teil der 

gesamten Kraftstoffkette bis zum Endverbraucher. Wir unterstützen ausdrücklich das Ziel 

der Defossilisierung des Kraftstoffmarktes und des Straßenverkehrs. Wir setzen uns für 

eine dafür notwendige nachhaltige und bezahlbare Kraftstoffwende ein. Dafür bedarf es 

zwingend geeigneter regulativer wie politischer Rahmenbedingungen. Die Pkw-

Flottenregulierung für Neufahrzeuge (Verordnung (EU) 2019/631) bildet hierbei einen 

wesentlichen Schwerpunkt.  

Wir begrüßen die in der Folgeabschätzung zur Verordnung getroffenen Ausführungen der 

EU-Kommission. Wir teilen die Einschätzung, dass die Erreichung der Klimaneutralität bis 

2035 im Pkw- und leichten Nutzfahrzeugbereich einen technologieneutralen Ansatz, in 

dem E-Fuels eine Rolle spielen, erfordert. In diesem Zusammenhang befürworten wir 

insbesondere das dritte Ziel des aktuellen Überarbeitungsprozesses, in welchem die Rolle 

von Kraftstoffen und E-Fuels Berücksichtigung findet. Wir plädieren dafür, dass hierbei 

sämtliche nicht-fossilen gasförmigen wie flüssigen Kraftstoffe gemäß den 

Nachhaltigkeitskriterien der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED) berücksichtigt 

werden, die einen unverzichtbaren Beitrag zur deutlichen Senkung der Emissionen fossilen 

Kohlenstoffdioxids bis hin zur vollständigen Vermeidung leisten können.  

 

2. Vorschläge zur Änderung der Pkw-Flottenverordnung 

 

Die Überarbeitung der Pkw-Flottenverordnung sollte aus unserer Sicht folgende 

Änderungen in der Regulierung beinhalten: 

 

2.1 Ganzheitliche CO2-Bilanzierung im Sinne des Klimaschutzes:  

Aus unserer Sicht ist entscheidend, dass sich die Erkenntnis in der europäischen 

Regulierung niederschlägt, dass nicht die Antriebsart selbst über die CO2-Bilanz eines 

Fahrzeugs entscheidet, sondern vor allem der reale fossile CO2-Fußabdruck der 

genutzten Antriebsenergie wie Strom, Wasserstoff oder Kraftstoffe dafür maßgeblich 

ist. Wir fordern daher im Sinne des Klimaschutzes dazu auf, statt der Auspuff-

Bilanzierung zukünftig eine gesamtheitliche Sichtweise der CO2-Bilanzierung (Life Cycle 

Assessment) einzuführen. Dies könnte die Einführung eines Lebenszyklusansatzes sein 

oder zumindest eine Well-to-Wheel-Betrachtung. Eine solche Änderung entspräche 
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auch dem mehrfach geäußerten Willen des EU-Parlaments, welches in 

Erwägungsgrund 50 der hier zu überarbeitenden VO (EU) 2019/631 und deren Revision 

in der VO (EU) 2023/851 in Erwägungsgrund 33 klarstellt: „Die CO2-Emissionen von 

Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen über den gesamten Lebenszyklus 

müssen auf Unionsebene bewertet werden.“ Des Weiteren wurde mit Art. 7a eine 

Aufforderung zur Vorlage eines Berichtes an Parlament und Rat sowie die Aufforderung 

für delegierte Rechtsakte im Sinne einer Unionsmethode zur Erfassung der CO2-

Emissionen über den gesamten Lebenszyklus erlassen. Bis zum jetzigen Zeitpunkt ist 

die Kommission dieser Berichtspflicht nicht nachgekommen, selbiges gilt auch für die 

umfängliche Betrachtung der CO2-Emissionen über den gesamten Lebenszyklus von 

Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen.  

 

Ein Rechtsgutachten von Prof. Dr. Martin Kment (Direktor des Instituts für Umweltrecht 

der Universität Augsburg)1 aus dem Jahr 2024 unterstützt diese Sichtweise des 

Parlaments. Die der Flottenregulierung zugrundeliegende Messmethodik des sog. 

Tailpipe-Ansatzes, wonach die CO2-Emissionen eines Fahrzeugs nur am Auspuff 

bilanziert werden, ist demnach unionsrechtsrechtswidrig und schadet einem effektiven 

Umweltschutz. Die veraltete Prüfmethode zieht auch Verstöße gegen das europäische 

Primärrecht nach sich: Art. 191 Abs. 2 AEUV wird ebenso verletzt wie Art. 16 GRCh 

(Unternehmerische Freiheit), Art. 20 GRCh (Gleichheit vor dem Gesetz) und Art. 37 

GRCh (Grundsatz des Umweltschutzes). Der Gutachter zieht den Schluss, dass der 

veraltete Tailpipe-Ansatz durch eine zeitgemäße Messmethodik ersetzt werden sollte, 

die die CO2- Emissionen über den gesamten Lebenszyklus bilanziert.  

 

Zudem verweisen wir darauf, dass die EU mit der am 18. Februar 2024 in Kraft 

getretenen Batterieverordnung (VO (EU) 2023/1542 über Batterien und Altbatterien) 

einen Regulierungsrahmen geschaffen hat, welcher die CO2-Bilanz von Batterien über 

den gesamten Lebenszyklus beachtet. Insbesondere Elektrofahrzeugbatterien sind 

Bestandteil dieser Regulierung. Sie benötigen gemäß der Verordnung einen digitalen 

Batteriepass. Bestandteil dessen ist ein umfassender CO2-Fußabdruck über den 

gesamten Lebenszyklus der Batterien. Aus diesem Grund ist es schwer nachvollziehbar, 

warum für die Batterie als eigenständiges Bauteil eines BEV ein CO2-Fussabdruck im 

Sinne des Lebenszyklus erstellt werden muss, die dort ermittelten CO2- Äquivalente 

aber nicht bei der Flottenregulierung berücksichtigt werden.  

 
1 Univ.-Professor Dr. Martin Kment (2024): Rechtswissenschaftliches Gutachten „Unionsrechtsrechtswidrige EU-
Flottenregulierung“ auf Deutsch und auf Englisch. 

https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Kment_Gutachten_de.pdf
https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Kment_Gutachten_en.pdf
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2.2 Regulative Anrechnung erneuerbarer Kraftstoffe: 

Innerhalb der Verordnung der Pkw-Flottenregulierung muss sichergestellt werden, 

dass die CO2-Minderungswirkung von sämtlichen RED-konformen Kraftstoffen auf die 

CO2-Reduktionsziele bei Neufahrzeugen angerechnet werden kann. Seit 2021 werden 

dafür verschiedene Möglichkeiten diskutiert. Wir verweisen auf die bereits 2020 

eingebrachte Studie zur Etablierung eines freiwilligen Anrechnungssystems für 

erneuerbare Kraftstoffe (Crediting System). In einem detaillierten Ansatz hat die 

Beratungsgesellschaft Frontier Economics aufgezeigt, wie ein solches 

Gutschriftensystem regulativ in die Flottenregulierung integriert werden könnte:  

o Im Rahmen eines freiwilligen Gutschriftensystems für erneuerbare Kraftstoffe 

würden Kraftstofflieferanten Gutschriften für die Bereitstellung von erneuerbaren 

Kraftstoffen zusätzlich zu den bestehenden Kraftstoffen erhalten, die in die 

Erneuerbare Energien Richtlinie eingerechnet werden. Fahrzeughersteller können 

diese Gutschriften kaufen und in ihre Flottenziele in den CO2-Emissionsstandards 

einbeziehen. 

o Dieses freiwillige System bietet Pkw-Herstellern eine neue Option, die Ziele zu 

erreichen, indem sie zusätzliche Mengen erneuerbarer Kraftstoffe auf den Markt 

bringen. 

o Beim Verkauf eines neuen Fahrzeugs würden die lebenslangen CO2-Emissionen des 

Pkw sofort durch die Zuführung der entsprechenden Menge erneuerbarer 

Kraftstoffe in den Kraftstoffmix ausgeglichen. Dadurch würde die CO2-Reduktion 

sogar um mehrere Jahre vorgezogen. 

 

https://www.crediting-system-for-renewable-fuels.eu/de/
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Quelle: eFuels-Alliance 

Bis zur vollständigen Etablierung eines solchen Anrechnungssystems könnte die 

Einbeziehung bereits heute im europäischen Kraftstoffmarkt befindlicher nicht-fossiler 

Kraftstoffe auf die jährlichen Flottenziele per Kohlenstoffkorrekturfaktor erfolgen:  

o Ein Kohlenstoffkorrekturfaktor würde den Anteil erneuerbarer Kraftstoffe im 

Kraftstoffmix für verschiedene Kraftstoffarten in einem Referenzjahr 

berücksichtigen. Eine solche Option würde die CO2-Emissionsziele für Pkw-

Hersteller um die Menge der erneuerbaren Kraftstoffe, die bereits im aktuellen 

Kraftstoffmix enthalten sind, reduzieren. 

o Dies würde berücksichtigen, dass neben technologischen und 

Effizienzverbesserungen der Hersteller auch der Kraftstoffmix entscheidend dafür 

ist, wie viel CO2 ein Pkw ausstößt. 

Die Einführung einer Sonderzulassungskategorie (gem. Erwägungsgrund 11 der Pkw-

Verordnung), damit außerhalb des Geltungsbereichs der Flottenzielwerte Fahrzeuge auch 

nach 2035 zugelassen werden können, die ausschließlich mit CO2-neutralen Kraftstoffen 

betrieben werden, sehen wir nur unter bestimmten Bedingungen als sinnvollen Beitrag für 

die Marktdurchsetzung von erneuerbaren Kraftstoffen an. Eine notwendige 

Voraussetzung dafür wäre die Berücksichtigung der RED-Definition von erneuerbaren 

Kraftstoffen und eine Systematik der Massenbilanzierung. Wir plädieren jedoch 

https://www.crediting-system-for-renewable-fuels.eu/de/
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grundsätzlich für eine systematische Anpassung der Verordnung im Sinne der 

Technologieoffenheit wie in diesem Kapitel ausgeführt. 

 

3. Begründung zur notwendigen Änderung der Regulierung 

 

• Regulative Ausgrenzung von Kraftstoffen beenden:  

Eine entscheidende Voraussetzung für die Marktdurchsetzung solcher RED-konformen 

Kraftstoffe sind passende Rahmenbedingungen, die die Position bereits im Markt 

verfügbarer erneuerbarer Kraftstoffe stärken sowie neue Kraftstoffoptionen, wozu 

strombasierte synthetische Kraftstoffe (RFNBO) zählen, anreizen. Durch die derzeit der 

Regulierung zugrundeliegende Systematik, wonach der Neuzulassungsjahrgang eines 

Herstellers im Jahr 2035 eine Reduktion auf 0 Prozent CO2-Emissionen erbringen muss, 

wird jedoch die Antriebstechnologie des Diesel- und Ottomotors faktisch pauschal 

verboten und damit die Möglichkeit ausgeschlossen, erneuerbare Kraftstoffe auf die 

Flottenziele anrechenbar zu machen. Der Grund dafür ist, dass die Verordnung 

ausschließlich die auf dem Prüfstand und im Fahrbetrieb gemäß WLTP messbaren 

Emissionen am Auspuff eines Fahrzeuges berücksichtigt („Tailpipe-“ oder auch 

„Auspuff“-Ansatz oder „Tank-to-Wheel“ (TTW)-Betrachtung). Entsprechend dieser 

Betrachtung werden Fahrzeuge mit bestimmten Antrieben ohne lokal messbaren CO2-

Ausstoß, d. h. Batterieelektrische Fahrzeuge (BEV) oder Brennstoffzellen-Fahrzeuge 

(FCEV), pauschal als sog. „Nullemissionsfahrzeuge“ anerkannt – unabhängig davon, 

welche CO2-Emissionen etwa bei der Produktion der verwendeten Antriebsenergie 

angefallen sind. Wir lehnen sowohl den Tailpipe-Ansatz zur CO2-Bilanzierung als auch 

eine daraus folgende automatische und pauschale Eingruppierung von Fahrzeugen 

jeglicher Art als „Nullemissionsfahrzeuge“ oder „emissionsfreie Fahrzeuge“ ab.  

 

• Kraftstoff-Markthochlauf benötigt Technologieoffenheit:  

Wenn der Ansatz verfolgt werden soll, dass grünstrombasierte E-Fuels und andere 

erneuerbare Kraftstoffe für den Klimaschutz im Neufahrzeugbereich eine Rolle spielen 

sollen, so sind die Zulassungsverordnungen für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge als auch 

Lkw und schwere Nutzfahrzeuge2 ein wichtiger Hebel. Denn mit einem 

Neuzulassungsverbot der Antriebstechnologie, die maßgeblich mit E-Fuels adressiert 

 
2 Verordnung (EU) 2024/1610 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2019/1242 im Hinblick auf die Verschärfung der CO2-Emissionsnormen für neue schwere 
Nutzfahrzeuge und die Einbeziehung von Meldepflichten, zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/858 und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) 2018/956. 
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werden, würden Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor und damit der Straßenverkehr als 

Zielmarkt und als der Verkehrsbereich mit der höchsten Zahlungsbereitschaft als 

größter Abnehmermarkt für Kraftstoffe in Europa zukünftig entfallen. Diese Perspektive 

bremst bereits heute Investitionen in neue Kraftstoffe aus.  

 

Dies wäre aus zweierlei Hinsicht klimapolitisch nachteilig: Zum einen wird damit der 

Mengenhochlauf verhindert, der für die Defossilisierung des Fahrzeugbestandes von 

rund 250 Millionen Fahrzeugen in Europa entscheidend ist. Zum anderen wirkt sich ein 

fehlender Kraftstoff-Markthochlauf nachteilig für den Flug- (eSAF/E-Kerosin) und 

Schiffsverkehr aus, da bei der Herstellung von E-Fuels beispielsweise über die Fischer-

Tropsch-Synthese technisch bedingt stets verschiedene Kraftstoffsorten im Rahmen der 

Koppelproduktion anfallen. Aus wirtschaftlichen Gründen müssen sämtliche Kraftstoffe 

aus dieser Koppelproduktion vermarktbar sein. 

 

 

Am 3. Juni 2025 wurde im Industriepark Höchst in Frankfurt am Main die INERATEC Power-to-Liquid-Anlage 

„ERA ONE“ offiziell eröffnet1 – diese zeigt exemplarisch, wie die Produktion verschiedener erneuerbarer, 

synthetischer Kraftstoffprodukte wie E-SAF und E-Diesel sowie chemische Basiskommoditäten erfolgen und 

hochskaliert werden kann. 
Fotos: © UNITI 

 

https://www.ineratec.de/de/news/ineratec-eroeffnet-era-one-europas-groesste-produktionsanlage-fuer-e-fuels-geht-frankfurt?utm_source=chatgpt.com
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Gerade strombasierte Kraftstoffe stehen erst am Anfang ihrer Produktions- und damit 

Marktentwicklung und sind daher besonders investitions- und kapitalintensiv3. Eine 

aktuelle Studie der Porsche Consulting GmbH im Auftrag der eFuel Alliance, die auf 

dem Internationalen Motorensymposium in Wien 2025 vorgestellt wurde, kommt zu 

dem Ergebnis, dass mehr als 300 E-Fuels-Projekte weltweit eine Produktionskapazität 

von 20 Milliarden Litern E-Fuels bis 2030 anstreben. Dies entspricht einem 

Investitionsvolumen von 550 Milliarden Euro. Die genannte Studie untersucht auch, 

wie sich die E-Fuels-Produktion in der EU bis 2040 entwickeln könnte, und schätzt ein 

Potenzial von 74 Mrd. Litern bis 2035 und 159 Mrd. Litern bis 2040 – was 28 Prozent 

bzw. 81 Prozent des EU-Kraftstoffmarktes entspricht.  

 

Nur bei einer breiten Anwendungsmöglichkeit von E-Fuels in allen Verkehrsbereichen 

sind die Voraussetzungen gegeben, diese Kraftstoffe in einer wirtschaftlich tragfähigen 

Größenordnung herstellen zu können. Die Beschränkung auf einzelne Absatzmärkte 

oder Mengenzuweisungen für bestimmte Verkehrsbereiche senkt die 

Investitionsbereitschaft und bremst damit den Markthochlauf aus. Europa läuft Gefahr 

abgehängt zu werden, wenn es sowohl die motorische Endanwendungstechnologie 

verbietet als auch Importhemmnisse durch unwirtschaftliche Produktionsvorgaben 

(Verweis auf Delegierte Rechtsakt RED II u. a. zu Strombezugskriterien) hochzieht. 

 

• Vorteile von E-Fuels zur Minderung neuer Risiken: 

Aus unserer Sicht gibt es eine Reihe von Argumenten, die eine starke Rolle von nicht-

fossilen Kraftstoffen wie E-Fuels in der Klimaschutzregulierung des Fahrzeugbereichs 

als wichtige Anreizregulierung notwendig machen: 

 

o Mit erneuerbaren Kraftstoffen, wie sie bereits im Markt verfügbar sind (biogene 

Kraftstoffe wie HVO, Biodiesel, Bioethanol, Bio-CNG, Bio-LNG) oder sich als 

technologische Innovationen gerade in der ersten Phase der industriellen 

Produktion befinden (RFNBO wie Wasserstoff, E-Fuels, E-LNG, E-Methan), 

lassen sich Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor CO2-arm oder CO2-neutral 

betreiben. Es gibt damit aus Klimaschutzsicht keinen sachlich 

nachvollziehbaren Grund für ein pauschales Verbot des Verbrennungsmotors 

und damit die weitere Entwicklung effizienter Verbrennungs(-hybrid)motoren4.  

 
3 Siehe hierzu auch die Anlage zu dieser Stellungnahme.  
4 „Der Verbrennungsmotor kann klimaneutral laufen, wir müssen den Sprit dazu defossilisieren“, so der 
Vorstandsvorsitzende des Zulieferers Mahle am 23.07.2025, LINK. 

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/auto-verkehr/investitionsstopp-in-europa-mahle-prueft-bei-verbrennerverbot-optionen-110603888.html?utm_source=chatgpt.com
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o E-Fuels erfüllen bereits gängige EU-Kraftstoff-Normen und können direkt, 

schnell und vielseitig eingesetzt werden. So lassen sie sich über die bestehende 

Infrastruktur bis zum Kunden an die Tankstelle bringen. Für ihren Einsatz sowohl 

als Beimischung als auch in Reinform sind keine technischen Anpassungen an 

Fahrzeugen mit herkömmlichen Verbrennungsmotor erforderlich. Damit ist 

kein teurer Technologiewechsel notwendig und E-Fuels können auch im 

Fahrzeugbestand verwendet werden. Im Bestand stellen erneuerbare 

Kraftstoffe wie beispielsweise E-Fuels sogar die einzige Möglichkeit dar, 

Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor in die Bemühungen zum Erreichen der CO2-

Neutralität einzubeziehen. Angesichts einer immer weiter steigenden 

Nutzungsdauer von Pkw in der EU5 ist nicht mit einem kompletten 

Flottenaustausch (insgesamt über 250 Mio. Pkw) in einem absehbaren 

Zeitraum zu rechnen.  

 

o Besonders erneuerbare Flüssigkraftstoffe sind leicht speicher- und 

transportierbar. Sie ermöglichen es, erneuerbare Energien aus sonnen- und 

windreichen Regionen der Welt, die ein besonders hohes Grünstrompotential 

aufweisen, in Form von PtX-Produkten zu exportieren und damit global nutzbar 

zu machen6. Der Import grünstrombasierter Flüssigkraftstoffe für den Verkehr 

schont das begrenzte Grünstrompotential in Deutschland, welches für 

Industrie, Gewerbe und Haushalte und bereits elektrifizierte Anwendungen 

dringend benötigt wird. Wenn bislang nicht genutzte Energie in Form flüssiger 

Energieträger global nutzbar gemacht werden, steigert dies die globale 

Energieausbeute und Energieeffizienz. An einem chilenischen Windrad wird nie 

ein E-Auto, das in Europa fährt, laden können. In Form von E-Fuels kann aber 

die Stromausbeute eines chilenischen Windrads nach Europa exportiert 

werden und hier ein Auto mit Verbrenner CO2-neutral antreiben. Mit 

erneuerbaren Kraftstoffen ist damit zudem die Möglichkeit verbunden, neue 

Energiepartnerschaften zu bilden und bislang weniger entwickelten Regionen 

der Welt wirtschaftliche Entwicklungschancen zu bieten7.  

 
5 European Environment Agency, 08.05.25: Age of the EU passenger cars, LINK. 
6 IEE Fraunhofer (2021): Neuer Atlas zeigt erstmals die weltweiten Power-to-X-Potenziale, LINK. 
7 Frontier Economics / Institut der deutschen Wirtschaft (2018): Synthetische Energieträger –Perspektiven Für 
Die deutsche Wirtschaft und den internationalen Handel. Eine Untersuchung der Marktpotentiale, Investitions- 
und Beschäftigungseffekte; IW-Gutachten (2021): Synthetische Kraftstoffe: Potenziale für Europa. Klimaschutz- 
und Wertschöpfungseffekte eines Hochlaufs der Herstellung strombasierter flüssiger Energieträger, LINK. 

https://www.eea.europa.eu/en/circularity/sectoral-modules/product-lifespans/evolution-of-the-average-passenger-car-age-in-the-eu-between-2013-and-2022?utm_source=chatgpt.com
https://www.iee.fraunhofer.de/de/presse-infothek/Presse-Medien/Pressemitteilungen/2021/neuer-atlas-power-to-x-potenziale.html
https://www.efuel-alliance.eu/fileadmin/Downloads/frontier-iw-studie_ptx_markt_und_beschaeftigungsperspektiven.pdf
https://www.efuel-alliance.eu/fileadmin/Downloads/frontier-iw-studie_ptx_markt_und_beschaeftigungsperspektiven.pdf
https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Studie_Synthetische_Kraftstoffe_-Potenzial_f%C3%BCr_Europa.pdf
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o E-Fuels können herkömmlichen Kraftstoffen in beliebigen Anteilen beigemischt 

werden. E-Fuels wären auch in den Jahren des Markhochlaufs für den 

Autofahrer bezahlbar, denn ihr Beimischungsanteil würde allmählich steigen, 

während auf der anderen Seite die Produktionskosten stetig sinken. Eine von 

UNITI beauftragte Studie8 hat erst kürzlich aufgezeigt, dass in einem niedrigen 

Kostenszenario bei optimalen Rahmenbedingungen (inkl. EU-

Energiesteuerreform) E-Fuels auch als Reinkraftstoffe bezahlbar wären:  Die 

Endverbraucherpreise lägen 2045 für E-Benzin (E10) bei 1,37 Euro/Liter und für 

E-Diesel (B7) bei 1,59 Euro/Liter. HVO-Diesel ist sowohl als Beimischung als auch 

als Reinkraftstoff (HVO100) bereits heute bezahlbar. 

 

o Flüssige Kraftstoffe verfügen über den höchsten Energiegehalt aller 

Antriebsenergien für Fahrzeuge. Sie eigenen sich daher für 

Verbrennungsmotoren in verschiedensten Alltags- und Spezialanwendungen 

und bleiben damit auch zukünftig unverzichtbar.  

 

• Wohlstandsfaktor Verbrennungsmotor in der EU:  

Die EU-Kommission führt in ihrer Folgenabschätzung richtigerweise aus: „Die 

Automobilindustrie ist für die Wirtschaft der EU von entscheidender Bedeutung. Sie 

trägt 1 Billion EUR zum BIP bei und bietet direkt und indirekt rund 13 Millionen 

Arbeitsplätze. Sie ist ein Herzstück des nachhaltigen Wohlstands und der 

Wettbewerbsfähigkeit der EU.“ Europäische Hersteller und Zulieferer sind weltweit 

führend bei Entwicklung und Herstellung moderner, effizienter Verbrennungsmotoren. 

Allein in Deutschland hängen rund 600.000 Arbeitsplätze und mehrere hundert 

Milliarden Euro industrieller Wertschöpfung jährlich vom Verbrennungsmotor ab. Ein 

pauschales Verbot des Verbrennungsmotors, das es abgesehen von der EU in keinem 

anderen relevanten Markt gibt, würde die Axt an das Rückgrat der europäischen 

Volkswirtschaft legen und damit den Wirtschaftsstandort sowie den Wohlstand massiv 

gefährden. Denn durch ein Verbot droht Europa als Heimatmarkt für den 

Verbrennungsmotor wegzufallen, was mit dem Verlust von technologischem Spitzen-

Know-how, Forschungs- und Entwicklungskapazitäten sowie letztlich von 

Produktionsstandorten in Europa einhergeht. Gerade in Zeiten steigender 

 
8 Studie „Szenarien für den Markthochlauf von E-Fuels im Straßenverkehr“ von Frontier Economics (Update 
Januar 2025): deutsche Fassung, Englische Fassung.  

https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Szenarien_f%C3%BCr_den_Markthochlauf_von_E-Fuels_im_Stra%C3%9Fenverkehr_-_Update_Januar_2025.pdf
https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Scenarios_for_the_market_ramp-up_of_e-fuels_in_road_transport_-_Update_January_2025.pdf
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wirtschaftlicher Unsicherheiten (aufkommende Rohstoffkonkurrenzen und 

Auseinandersetzung mit China, Strafzölle in den USA auf Importe, Energiepreiskrise 

durch russischen Angriffskrieg auf die Ukraine etc.) sollte die EU dafür Sorge tragen, 

dass Technologien, die in Europa Wohlstand und wirtschaftliche Stabilität sichern, nicht 

verboten, sondern weiterentwickelt werden können. 

 

Aktuell trägt ein in Europa hergestelltes und verkauftes Fahrzeug mit 

Verbrennungsmotor zu 85 bis 90 Prozent des Listenpreises zur europäischen 

Wertschöpfung bei. Dieser Beitrag verteilt sich etwa hälftig auf direkte Wertschöpfung 

– beispielsweise durch Kosten für Karosserie, Antriebsstrang, Software und Elektronik 

– und indirekte Wertschöpfung, wie Forschung und Entwicklung oder die Herstellung. 

Bei einem batterieelektrischen Fahrzeug, das von einem europäischen Hersteller in 

Europa produziert wird, sinkt der Wertschöpfungsanteil auf 70 bis 75 Prozent des 

Listenpreises. Der Grund hierfür liegt vor allem in der Abhängigkeit von Batterien, die 

häufig aus Asien importiert werden. Wird ein BEV von einem nicht-europäischen 

Hersteller in Europa produziert, beträgt der Anteil europäischer Wertschöpfung 

lediglich 55 bis 60 Prozent. Bei importierten BEVs liegt der Wertschöpfungsanteil nur 

bei 15 bis 20 Prozent9. 

 

Das bestehende Neuzulassungsverbot und der technisch kaum umsetzbare CO2-

Reduktionsschritt in 2030 sorgen bereits heute dafür, dass moderne 

Verbrennungsmotoren immer weniger hierzulande entwickelt, gebaut und genutzt 

werden, sondern Investitionen außerhalb Europas stattfinden. Seit Änderung der 

Flottenregulierung für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge mehren sich zunehmend 

Rückmeldungen aus der europäischen Automobil- und Zuliefererindustrie, dass die 

geänderten Vorgaben in Anbetracht der globalen Marktlage nicht flexibel genug und 

technologisch zu einseitig sind sowie die Zukunft und Wettbewerbsfähigkeit der 

europäischen Automobilbranche Branche gefährden10. Analysen warnen, dass ein 

regulatorisch erzwungener Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor die 

Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands im globalen Automobilsektor massiv schwächen 

 
9 McKinsey & Company. Europe’s economic potential in the shift to electric vehicles. 3. Oktober 2024. 
10 Reuters, 27.08.25: „EU auto groups press for change to 'no longer feasible' car CO₂ emission targets”; VDA, 
5.3.2025: “EU-Auto-Action Plan: Erste richtige Impulse, doch notwendiger Reformbedarf und grundsätzlicher 
Politikwechsel bleibt aus“; Handelsblatt, 14.08.25: „Mercedes-Chef warnt vor Verbrennerverbot ab 2035“. 
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könnte. Beispielsweise investiert China weiterhin in die Fortentwicklung des 

Verbrenners in Kombination mit nicht-fossilen Kraftstoffen11. 

 

Der Verbrennungsmotor dominiert die Pkw-Neuzulassungsmärkte weltweit. Die 

Wettbewerbsfähigkeit europäischer Automobilhersteller in den automobilen 

Weltleitmärkten hängt somit auch zukünftig maßgeblich von dieser 

Antriebstechnologie ab. So ist die Nachfrage nach Pkw mit Verbrennungsmotor 

(Internal Combustion Engines – ICE) in den Automobilleitmärkten Europa (EU27, 

Schweiz, Norwegen), USA und China weiterhin sehr stark, wie Neuzulassungszahlen 

belegen:  

Auch die Anteile von Fahrzeugen mit Hybridmotor sind mittlerweile nennenswert, mit 

hohen Wachstumsraten in China (durchschnittlich 62 Prozent in den letzten 6 Jahren) 

und der EU (durchschnittlich 24 Prozent in den letzten 6 Jahren). Fahrzeuge mit 

Hybridmotor erfahren derzeit weltweit einen massiven Zuwachs, so dass diejenigen 

Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil genießen, die nicht allein auf 

Elektromobilität, sondern auch auf den Verbrennungsmotor im Antriebsmix setzen.  

 

Durch innovative Technologien wie erneuerbare Kraftstoffe (z. B. E-Fuels), die Nutzung 

der bestehenden Infrastruktur sowie Produktionslinien und die bewährte Qualität der 

europäischen Fahrzeuge hat die Automobilindustrie die Möglichkeit, auch im Zeitalter 

der Defossilisierung des Straßenverkehrs ihre globale Marktführerschaft zu behaupten 

sowie Arbeitsplätze und Wertschöpfung zu erhalten. Ein Ausstieg aus der 

Verbrennertechnologie und ein reiner „all electric“-Ansatz würde dagegen die 

deutschen Automobilhersteller in etablierten Märkten wie Europa sowie in den USA 

und China (in beiden Märkten gibt es kein Verbrennerverbot) kompetitiv ins 

Hintertreffen geraten lassen, da damit unterschiedlichen Marktbedingungen und 

Konsumenteninteressen nicht ausreichend Rechnung getragen wird. Die europäische 

Pkw-Flottenregulierung muss technologieoffener ausgestaltet werden, sodass 

europäische Hersteller globale Marktbedarfe flexibel bedienen können. Ziel der 

 
11 EFS Consults, 27.03.24: Chinese strategy 2060 for combustion engines, LINK. 
 

https://efs.consulting/en/insight/chinese-strategy-2060-for-combustion-engines/?utm_source=chatgpt.com
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hiesigen Politik sollte sein, die effiziente Verbrennungsmotoren-(Hybrid)Technologie 

nicht anderen Regionen der Welt zu überlassen, sondern ihren diesbezüglichen 

Vorsprung bei Expertenwissen, Forschung, und Entwicklung zu behalten sowie die 

Produktion und damit verbundene Arbeitsplätze in Europa zu sichern.  

 

Ein Zulassungsverbot neuer Verbrenner und ein damit einhergehendes Fertigungsaus 

dieser Antriebstechnologie könnte zu einem erheblichen Verlust an gutbezahlten 

Industriearbeitsplätzen in Europa und deren Verlagerungen ins außereuropäische 

Ausland führen, da Elektrofahrzeuge antriebsseitig weniger komplex sind und für ihre 

Herstellung weniger Arbeitskräfte benötigt werden.  

 

• Risiken bei technologischer Einseitigkeit in Antriebsfrage:  

Die einseitige Fokussierung auf nur einen technologischen Lösungspfad mit nur noch 

wenigen, erst noch vollständig zu entwickelnden Optionen, um jegliche Mobilitäts- und 

Transportbedarfe erfüllen zu können, ist aus mehreren Gründen äußerst risikoreich: 

 

o Es zeigt sich, dass Europa nach wie vor maßgeblich von Rohstoffen abhängig ist, 

die China entweder selbst verarbeitet oder global kontrolliert. Das Land 

dominiert sowohl die für die Elektromobilität relevanten Rohstoffmärkte als 

auch jede Stufe der Lieferketten und damit die Produktion von E-Auto-Akkus. 

Europa drohen daher mit der Elektromobilität neue einseitige Abhängigkeiten 

von einem autokratischen Staat12. Der erfolgreiche Aufbau einer unabhängigen 

europäischen Batteriefertigung scheint allein schon wegen der 

Rohstoffabhängigkeit zweifelhaft. Durch massive staatliche Subventionierung 

sind chinesische Hersteller zudem deutlich früher in der Lage, kostengünstige 

Elektroautos im europäischen Markt anbieten zu können. Dies zerstört unsere 

europäische Automobilindustrie.  

 

o Batterie-basierte Elektromobilität ist nach wie vor eine Nischenanwendung, die 

bislang in nur wenigen EU-Mitgliedsländern überhaupt Marktsignifikanz zeigt. 

Wachstumszahlen resultieren zumeist aus Eigenzulassungen durch Hersteller 

und Händler, Flottengeschäften oder taktischen Maßnahmen – nicht aber von 

 
12 Automobilwoche, 16.05.2025: Seltene Erden: "Die Lage ist im Grunde noch ernster als bei der Chipkrise 
2021", LINK; Elektroauto News, 19.05.25: Seltene Erden werden zum Engpass für E-Motoren, LINK. 

https://www.automobilwoche.de/autohersteller/seltene-erden-lage-noch-ernster-als-bei-der-chipkrise-2021
https://www.elektroauto-news.net/news/seltene-erden-engpass-emotoren
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echten Kundennachfragen im Handel, wie der Zentralverband Deutsches 

Kraftfahrzeuggewerbe jüngst erklärt hat13.  

 

o Eine durchgehende Grünstromverfügbarkeit ist fraglich: Der 

Klimaschutzbeitrag von BEV hängt maßgeblich von der Emissionsbilanz des 

geladenen Stroms ab. Nur wenige EU-Länder können einen Netzstrom 

öffentlich zur Verfügung stellen, der vollständig ohne fossilen Anteil auskommt. 

In Deutschland ist das hohe Risiko einer Grünstromlücke aus Gründen des EE-

Ausbaus, der Gestehungsbedingungen, der Netz- und Speicherverfügbarkeit im 

Jahr 2045 bereits absehbar14. Damit ist ausgeschlossen, dass im Jahr 2035 

sämtliche in Deutschland zugelassenen BEV an 365 Tagen im Jahr ausschließlich 

EE-Strom laden werden. Ebenso zweifelhaft ist, dass zukünftig sämtliche BEV in 

der EU nur über die heimische PV-Anlage der BEV-Besitzer geladen werden 

können und es damit nur eine gering ausgebaute öffentliche Ladeinfrastruktur 

braucht. 

 

Mit dem politisch und regulativ gewünschten Ziel der CO2-Neutralität des 

Verkehrs sollte jedoch nicht eine technisch erzwungene Reduzierung der 

Mobilität einhergehen. Millionen Menschen in der EU haben nur einen 

schlechten oder gar keinen Zugang zum ÖPNV. In Deutschland sind es allein 50 

Millionen Menschen15. Mobilität ist aber eine wichtige Voraussetzung für 

soziale und wirtschaftliche Teilhabe sowie Ausdruck persönlicher Freiheit.  

 

o Es ist zweifelhaft, ob eine ausschließlich auf Ladestrom- und Batterie-

basierende Mobilität sämtlichen Leistungsbedarfen würde gerecht werden 

können. Der Aufbau einer neuen EU-weiten öffentlichen Ladeinfrastruktur für 

verschiedene Ladebedarfe und Fahrzeugarten als Teil des europäischen 

Stromgesamtsystems erweist sich bereits heute als technisch herausfordernd, 

kostenintensiv und kommt trotz AFIR kaum voran. Datenanalysen zeigen die 

enormen technischen Herausforderungen zur Überwindung der Diskrepanz 

 
13 https://www.kfzgewerbe.de/kfz-gewerbe-warnt-eigenzulassungen-taeuschen-ueber-e-auto-flaute-hinweg.  
14 Studie Frontier Economics (2023): „Verfügbarkeit und zielführender Einsatz von in Deutschland hergestelltem 
erneuerbaren Strom“, LINK.  
15 Handelsblatt (2021): Studie – 55 Millionen Bürger ohne ausreichenden ÖPNV, LINK. 

https://www.kfzgewerbe.de/kfz-gewerbe-warnt-eigenzulassungen-taeuschen-ueber-e-auto-flaute-hinweg
https://www.frontier-economics.com/de/de/nachrichten-einblicke/news/news-article-i10260-availability-and-targeted-use-of-renewable-electricity-produced-in-germany/
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/mobilitaet-studie-55-millionen-buerger-ohne-ausreichenden-oepnv/27741342.html
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zwischen dem Hochlauf der Elektromobilität und dem Ausbau der Infrastruktur 

in Europa bis 205016: 

▪ 320 Prozent Steigerung im Infrastrukturausbau: Die größte Zunahme an 

Ladesäuleninfrastruktur, Stromnetzausbau und Zubau erneuerbarer 

Energien muss in den 2030er erfolgen. 

▪ Eine Fokussierung des Ausbaus von High Power Charger (HPC) mit 350 

kW und mehr ist notwendig, um eine Akzeptanzsteigerung bei Kunden 

durch kurze Ladezeiten im öffentlichen Raum zu erreichen. 

▪ Mehr als 1.000 Ladesäulen pro Tag: Bei einem Ausbau-Fokus gegenüber 

der aktuellen Ausbaurate mit der Erhöhung von HPC-Chargern in der 

Ladeinfrastruktur müssen immer noch über 1.000 Ladesäulen pro Tag 

aufgebaut werden, um die Ziele der EU-Regulatorik einzuhalten. 

▪ 88 HPC-Charger mit 350 kW alle 60 km müssen bis 2050 entlang 

Fernstraßen zur Verfügung gestellt werden, damit die EU-Vorgaben und 

der Energiebedarf für Langstreckenfahrten erfüllt werden können. 

▪ Zusätzliche 8 Mio. Kilometer Stromleitungen sind bis 2050 notwendig, 

um den Stromtransfer innerhalb der EU zu gewährleisten. 

▪ 425 TWh beträgt langfristig gesehen der jährliche Strombedarf für die 

europäische Pkw-BEV-Flotte. Dies entspricht dem derzeitigen 

Endenergieverbrauch von Frankreich pro Jahr. 

▪ 40 Prozent der Stromleitungen in der EU werden bis 2050 das Ende ihrer 

technischen Lebensdauer erreicht bzw. überschritten haben. Diese 

müssen zusätzlich zu dem benötigten Ausbau der Infrastruktur erneuert 

werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 
16 KPMG, 2025: Whitepaper „Transformation zur nachhaltigen Mobilität“, LINK. 

https://kpmg.com/de/de/home/themen/2025/03/die-transformation-zur-nachhaltigen-mobilitaet.html
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4. Abschließende Forderung:  Anpassung der Lkw-Flottenregulierung notwendig und  

vorzuziehen 

Wir halten es für dringend geboten, auch die derzeit bestehende Neufahrzeugregulierung 

für schwere Nutzfahrzeuge anzupassen, da auch diese Fahrzeuge Teil des Straßenverkehrs 

sind und einen Beitrag für eine zukünftig stabile Nachfrage nach erneuerbaren Kraftstoffen 

leisten können. Auch in dieser Regulierung sollte die Anrechenbarkeit erneuerbarer 

Kraftstoffe erfolgen. 

 

Der Gesetzgeber hat hier klar den Auftrag zur Integrierung von nicht-fossilen Kraftstoffen 

hinterlegt: "Nach Konsultation der Interessenträger wird die Kommission — in 

Übereinstimmung mit dem Unionsrecht, außerhalb des Geltungsbereichs der 

Flottenzielwerte und in Übereinstimmung mit dem Ziel der Klimaneutralität der Union — 

einen Vorschlag für die Zulassung nach 2035 von Fahrzeugen, die ausschließlich mit CO2-

neutralen Kraftstoffen betrieben werden, vorlegen." (Erwägungsgrund 11).  

  

 

Anlage:  Stellungahme UNITI vom 04.09.2025 zum Investitionsplan für nachhaltigen Verkehr 

(Sustainable Transport Investment Plan, STIP) zur Verdeutlichung, dass das derzeitige 

hohe Investitionsrisiko für PtX-Kraftstoffe nur durch passende Rahmenbedingungen 

und flankierende De-Risking-Maßnahmen gesenkt werden kann.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit nehmen wir Stellung zu den Plänen der EU-Kommission, einen Investitionsplan für 

nachhaltigen Verkehr (Sustainable Transport Investment Plan, STIP) aufzulegen. 

 

• UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e.V. repräsentiert in Deutschland rund 90 

Prozent des mittelständischen Energiehandels und bündelt die Kompetenzen bei 

Kraftstoffen, Brennstoffen sowie Schmierstoffen. Täglich frequentieren über 4,3 Millionen 

Kunden die ca. 8.650 Straßentankstellen der UNITI-Mitgliedsunternehmen, welche ca. 62 

Prozent des Straßentankstellenmarktes ausmachen. Mit etwa 3.700 freien Tankstellen 

sind bei UNITI zudem fast 70 Prozent der freien Tankstellen organisiert.  

 

• Wir begrüßen, dass die EU einen Dialog mit dem Ziel der Schaffung passender Rahmen-

bedingungen für einen Investitions- und damit Markthochlauf für erneuerbare Kraftstoffe 

wie E-Fuels gestartet hat. Da die EU mit Hilfe des STIP ein Plan für Unterstützungs-

maßnahmen und eine Fördersystematik schaffen möchte, sollte dieser als wirksame 

Grundlage zur weiteren Ausgestaltung von Maßnahmen entwickelt werden.  

 

• Trotz von der Politik vielfach geäußerter und in Strategien festgehaltener Anwendungs-

ziele von grünem Wasserstoff und Wasserstoffderivaten wie E-Fuels im Energie-, 

Transport-, Gebäude- und Industriesektor werden derzeit nur wenige Anlagen zur 

Herstellung gebaut. Es werden sogar Projekte abgesagt oder zumindest auf unbestimmte 

Zeit verschoben und dies trotz nationaler Förderprogramme wie H2Global in 

Deutschland. 

 

• Gerade neue Anlagen zur Produktion von PtX-Folgeprodukten wie Kraftstoffe oder zur 

Nutzung von Biomasse bedeuten intensive CapEx-Ausgaben. Es scheint jedoch, dass das 

Risiko für solche kapitalintensiven Investitionen im derzeitigen regulatorischen wie 

politischen Umfeld zu hoch ist. Daher sind für die Markthochlaufphase flankierende De-

risking Maßnahmen erforderlich. Ohne De-risking Maßnahmen, die Preis- und absetzbare 

Mengenrisiken abfedern, wird es keinen Investitions- und damit Markthochlauf 

erneuerbarer Kraftstoffe wie E-Fuels geben können. Es ist zu begrüßen, dass sich diese 

Erkenntnis auch auf EU-Ebene durchgesetzt hat. Wirksamer und effektiver Klimaschutz 

lässt sich nicht einfach staatlich verordnen, sondern muss ein Business Case für 

Investoren und Unternehmen sein. Davon profitieren letztendlich auch Abnehmer von 

erneuerbaren Kraftstoffen.  
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• Zur Risikoabsenkung und Attraktivierung eines nicht-fossilen Kraftstoffmarktes gehören 

aus unserer Sicht bestimmte regulative Rahmenbedingungen, die schnellstmöglich 

geändert werden sollten. Ziel sollte sein, investitionsabschreckende Signale eines 

zukünftig schrumpfenden Kraftstoffmarktes durch die den Ausschluss des Straßen-

verkehrs zu beenden und stattdessen eine stabile Nachfrage nach grünen Kraftstoffen zu 

sichern. Dies ist Grundlage dafür, dass Kostenvorteile wie Skalierungseffekte von 

Produktionsanlagen deutlich stärker wirken können1, statt den zukünftig grünen 

Kraftstoffmarkt künstlich kleinzuhalten.  

 

Zur Schaffung eines nachfragestabilen Kraftstoffmarktes aus biogenen und 

strombasierten Kraftstoffen sollte die EU folgende regulativen Bedingungen ändern und 

als verlässliche Rahmenbedingungen etablieren:  

 

o Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED III) sieht derzeit keine ambitionierten 

Quoten für erneuerbare Kraftstoffe im gesamten Verkehr bis 2030 vor2, sondern 

die Kraftstoffregulierung wird maßgeblich durch Mengenquoten (Verordnungen 

ReFuelEU Aviation und FuelEU Maritime) und Multiplikatoren für die Verkehrs-

bereiche Flug- und Schiffsverkehr dominiert und damit die Kraftstoffnutzung 

staatlich gelenkt. Zudem fehlt es an einem europäischen Regulierungsrahmen für 

Kraftstoffe über das Jahr 2030 hinaus. 

 

o Die Delegierten Rechtsakte der RED II bezüglich erneuerbarer Strombezugs-

kriterien, anrechenbarer Kohlenstoffquellen und für kohlenstoffarmen 

Wasserstoff sind zu restriktiv und damit investitionshemmend. Es braucht hier 

mehr Flexibilität, auch bei den einsetzbaren Rohstoffen im Bereich biogener 

Kraftstoffe. 

 

o Die derzeitige Ausgestaltung der Verordnungen zur CO2-Flottenregulierung für die 

Zulassung neuer Fahrzeuge wie Pkw, Lkw, Busse... etc. sorgt dafür, dass absehbar 

der Straßenverkehr als größter Abnehmermarkt für Kraftstoffe und als 

Verkehrsbereich mit der größten Zahlungsbereitschaft wegfallen wird, was ein 

deutliches Investitionshemmnis darstellt. Vielmehr sollte der Einsatz erneuerbarer 

 
1 Siehe Kostenpotenzialentwicklung von E-Fuels in Studie von Frontier Economics (2024, Update 2025): 
„Szenarien für Markthochlauf von E-Fuels im Straßenverkehr“ auf Deutsch und Englisch. 
2 Kombinierte Quote von 5,5 % fortschrittlicher Biokraftstoffe und Erneuerbarer Kraftstoffe nicht-biogenen 
Ursprungs (RFNBOs) am Endenergieverbrauch im Verkehr, mit einem RFNBO-Mindestanteil von 1 % in 2030. 

https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Szenarien_f%C3%BCr_den_Markthochlauf_von_E-Fuels_im_Stra%C3%9Fenverkehr_-_Update_Januar_2025.pdf
https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Scenarios_for_the_market_ramp-up_of_e-fuels_in_road_transport_-_Update_January_2025.pdf
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Kraftstoffe auf die CO2-Minderungsziele der Neuwagenflotten beispielsweise per 

Crediting-System anrechenbar sein. Dies würde zusätzliche Mengenbedarfe an 

Kraftstoffen (durch Neufahrzeuge mit Verbrennungsmotor) neben der Erfüllung 

der RED-Mengenquoten auslösen und die Kraftstoffnachfrage stabil halten.  

 

o Der ETS II als Emissionshandelssystem ist als Instrument nicht ausreichend, da er 

nur auf fossile Kraftstoffe eine Kostenwirkung entfalten wird. Ein Anreiz zur 

Nutzung nicht-fossiler Kraftstoffe sollte durch eine geringere EU-weite 

Energiebesteuerung gegenüber fossilen Kraftstoffen gegeben werden.  

 

o Die in der Politik verbreitete Annahme, wonach eine Vollelektrifizierung des 

Straßenverkehrs technisch möglich wäre, ist mit hohen Risiken behaftet: 

Beispielsweise neue einseitige Rohstoffanhängigkeiten vor allem vom 

autokratischen China, der Gefahr einer Grünstromunterversorgung des Verkehrs, 

hohen Kosten durch den Aufbau einer neuen EU-weiten öffentlichen 

Ladeinfrastruktur auch für den Schwerlastverkehr sowie bislang ungeklärten 

technischen Herausforderungen, welche die Alltagstauglichkeit als auch die 

Grundfunktionalität des europäischen Gütertransportsystems auf der Straße 

gefährden könnten. 

 

• Wir plädieren dafür, dass im STIP die Produktion von Kraftstoffen wie E-Fuels nicht auf die 

EU beschränkt wird, sondern globale Produktionspotentiale an lukrativen 

Gestehungsstandorten für Grünstrom einbezogen werden. Die Herstellung mit Hilfe 

europäischer PtX-Technologie und der Import strombasierter synthetischer Rohöle 

(Syncrude) oder von E-Methanol sowie anwendungsfertiger Kraftstoffe wie E-Benzin oder 

E-Diesel sollten als Teil sowohl eines politisch-rechtlichen Rahmens auf Grundlage einer 

Kraftstoff-Importstrategie als auch einer europäischen Förderstrategie berücksichtigt 

werden. Der Ausbau und die Intensivierung von Energiepartnerschaften sollten 

Grundlagen dieser Importe sein.  

 

• In dem von der EU geführten Dialog sollte ergebnisoffen über verschiedene De-risking 

Maßnahmen wie beispielsweise CfDs – Contracts for Difference, Exportkreditgarantien, 

Commodity Swaps und „Grandfathering Clauses“ sowie Maßnahmen zum Auffangen des 

„First-Mover-Disadvantage“ von Erstanlagen beraten werden. Ziel sollte sein, dass 

Investitionen in grüne Kraftstoffprojekte über einen mehrjährigen Investitionszeitraum 

geschützt werden.  
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Es sollten die in Deutschland gemachten Erfahrungen hinsichtlich der Vorteile und 

Schwachstellen des Förderprogramms H2Global zum Import von Wasserstoff und -

derivaten als Grundlage herangezogen werden, ein solches Förderinstrument auf EU-

Ebene einzuführen. Mit so einem Doppelauktionsmodell, das Preisgarantien zur 

Risikosenkung ermöglicht, kann die noch bestehende Preisdifferenz zwischen 

konventionellen Kraftstoffen und erneuerbaren Kraftstoffen überbrückt werden. 

 
 
 
Für Fragen stehen wir gern zur Verfügung. 
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Kontakt 

 

 

 

RA Elmar Kühn  

Hauptgeschäftsführer 

E-Mail: kuehn@uniti.de 

Tel.: +49 (0)30/755 414-300 

 

Dominik Hellriegel 

Leiter Politik 

E-Mail: hellriegel@uniti.de  

Tel.: +49 (0)30/755 414 - 416 

Über UNITI 

Der UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e.V. repräsentiert in Deutschland rund 90 Prozent 

des mittelständischen Energiehandels und bündelt die Kompetenzen bei Kraftstoffen, 

Brennstoffen sowie Schmierstoffen. Täglich frequentieren über 4,3 Millionen Kunden die ca. 8.600 

Straßentankstellen der UNITI-Mitgliedsunternehmen, welche ca. 62 Prozent des 

Straßentankstellenmarktes ausmachen. Mit etwa 3.700 freien Tankstellen sind bei UNITI zudem 

fast 70 Prozent der freien Tankstellen organisiert. Überdies versorgen die UNITI-Mitglieder etwa 

20 Millionen Menschen mit Wärme. Die Verbandsmitglieder decken rund 80 Prozent des 

Gesamtmarktes für flüssige und feste Brennstoffe ab. Ebenso zählen mit einem Marktanteil von 

über 50 Prozent die meisten unabhängigen mittelständischen Schmierstoffhersteller und 

Schmierstoffhändler in Deutschland zum Verband. Die rund 1.000 Mitgliedsfirmen von UNITI 

erzielen einen jährlichen Gesamtumsatz von etwa 95 Milliarden Euro und beschäftigen rund 

100.000 Arbeitnehmer in Deutschland. 
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